
Objekte wichtig. Die Antwort hierauf hängt weitgehend 
von der Gesamtkonzeption des Zivilgesetzbuchs ab. In 
dieser Hinsicht sind sowohl in der Literatur als auch 
in wissenschaftlichen Beratungen bisher sehr unter­
schiedliche Meinungen vertreten worden1. Grundlage 
für die ersten Beratungen der Gesetzgebungskommission 
war zunächst die von S u c h  formulierte Auffassung, 
daß das sozialistische Zivilrecht das „Recht des persön­
lichen Eigentums“ sei, daß das Zivilrecht diejenigen 
Beziehungen regle, bei denen Bürger „als Träger per­
sönlichen Eigentums“ beteiligt seien2 3. Demzufolge sollte 
das ZGB im wesentlichen ein Gesetzbuch des persön­
lichen Eigentums sein. Der Abschnitt über die Verant­
wortlichkeit für rechtswidrige Schadensverursachung 
wurde deshalb auch folgerichtig als Abschnitt zum 
Schutz der Person und des Vermögens der Bürger be­
zeichnet2 und sämtliche Normen über den Schutz des 
gesellschaftlichen Eigentums ins Arbeits-, LPG- oder 
Wirtschaftsrecht verwiesen. Im Verlauf der Arbeiten 
am ZGB hat sich jedoch die Unrichtigkeit und Undurch­
führbarkeit dieser Konzeption deutlich herausgestellt. 
Gegenwärtig setzt sich — angeregt vor allem auch durch 
die Hinweise E n d e r l e i n s  — immer mehr die Er­
kenntnis durch, daß die vom Zivilrecht erfaßten und zu 
organisierenden und damit vom ZGB zu regelnden Be­
ziehungen nicht vollständig und in der Perspektive 
immer weniger richtig mit dem Begriff des persönlichen 
Eigentums zu erfassen sind und daß die Orientierung 
hierauf prinzipiell bedenklich ist, weil sie die Perspek­
tive der sozialistischen Entwicklung nur ungenügend 
berücksichtigt.

zählt bekanntlich die geschützten Objekte im einzelnen 
auf. Nach § 823 Abs. 1 BGB werden das Leben, der 
Körper, die Gesundheit, die Freiheit, das Eigentum und 
sonstige absolute Rechte geschützt. Andere Vermögens­
rechte und -werte werden gemäß § 823 Abs. 2 BGB nur 
insoweit vom zivilrechtlichen Schutz gegen unerlaubte 
Handlungen erfaßt, als dies in einer besonderen ge­
setzlichen Bestimmung ausdrücklich festgelegt ist, so 
z. B. in §§ 824, 825, 826 BGB. Es ist zu prüfen, ob der 
Grundtatbestand der Verantwortlichkeit im künftigen 
ZGB nicht allgemein auszugestalten ist, wie dies seit 
langem im sowjetischen und neuerdings im ungarischen 
Zivilrecht der Fall ist.

Im Grundtatbestand sind weiterhin die objektiven 
und subjektiven Voraussetzungen für den Eintritt der 
zivilrechtlichen Verantwortlichkeit zu fixieren. Dies sind 
einmal die Rechtswidrigkeit der Handlung und der 
Kausalzusammenhang zwischen ihr und dem einge­
tretenen Schaden, wobei alle diese Fragen eine.r gründ­
lichen theoretischen Durchdringung an Hand der sozia­
listischen Praxis bedürfen. In bezug auf das Merkmal 
der Rechtswidrigkeit scheint der Hinweis im Gesetz 
notwendig zu sein, daß auch solche Handlungen rechts­
widrig sind, die gröblich gegen die sozialistischen 
Moralauffassungen verstoßen, da ja die Moralgebote die 
rechtliche Regelung durchdringen.

Eine weitere Voraussetzung ist das Verschulden. Die 
Verantwortlichkeitsregelung muß auf Grund der be­
wußtseinsbildenden und erzieherischen Funktion unse­
res Rechts konsequent vom Verschuldensprinzip aus­
gehen, da eine erzieherische Einwirkung auf den 
Schädiger und darüber hinaus auf dritte Personen nur 
dann notwendig und sinnvoll ist, wenn sein Verhalten 
kritikbedürftig ist, wenn er sich hätte anders verhalten 
müssen.

Wie soll jedoch das Verschuldensprinzip ausgestaltet 
werden? Das ist eine Frage, die eng mit der Neurege­
lung des Verfahrensrechts verbunden ist und letztlich 
erst von dort her richtig beantwortet werden kann. Ein 
praktisch sehr brauchbarer Weg ist, von der Ver­
schuldensvermutung auszugehen und dem Schädiger 
eine Entlastungsmöglichkeit einzuräumen. Diese 
Regelung ist im geltenden Recht bereits in den §§ 831, 
832, 835, 836 BGB enthalten. Die sowjetische Regelung 
und das ungarische ZGB haben sie konsequent ver­
wirklicht4. Für eine solche Regelung spricht die Lebens­
erfahrung. Die Fälle der Schadensverursachung ent­
sprechen nicht dem normalen sozialistischen Verhalten 
und sind in aller Regel durch ein falsches, schuldhaftes 
Verhalten des Schädigers verursacht. Sie stellen die 
Ausnahme dar und sind deshalb begründungs- bzw. 
entschuldigungsbedürftig.

In den Grundtatbestand sind schließlich die Rechts­
folgen für die rechtswidrige, schuldhafte Schadensver­
ursachung aufzunehmen. Diese bestehen in der Wieder­
gutmachungsverpflichtung des Schädigers. Die Inaus­
sichtstellung und Begründung der Wiedergutmachungs­
pflicht durch das Gesetz ist das spezifische Mittel des 
Zivilrechts zur Erziehung der Bürger zur gegenseitigen 
Rücksichtnahme und zur Achtung vor dem gesellschaft­
lichen Eigentum. Die Wiedergutmachungsverpflichtung 
erzieht zur Schadensvermeidung und dient dem Aus­
gleich des entstandenen Schadens. Es besteht dabei ein 
enger Zusammenhang zwischen der Wiedergutmachungs­
verpflichtung und dem in unserer Gesellschaftsordnung 
weitgehend verwirklichten Leistungsprinzip. Das Zivil- 
recht schützt durch diese Sanktion das persönliche Ver­
mögen der Bürger und damit letztlich die Ergebnisse 
der sozialistischen Verteilung. Die Neuregelung der 
zivilrechtlichen Verantwortlichkeit sollte deshalb vom 
Grundsatz ausgehen, daß der vom Schädiger verursachte

4 Art. 403 ZGB der RSFSR lautet: „Wer einem anderen an 
seiner Person oder an seinem Vermögen Schaden zugefügt hat, 
ist verpflichtet, den verursachten Schaden zu ersetzen. Er ist 
von dieser Verpflichtung frei, wenn er beweist, daß er den 
Schaden nicht abwenden konnte...“

In § 309 Abs. 1 des ungarischen ZGB heißt es: „Wer einem 
anderen rechtswidrig Schaden zufügt, ist verpflichtet, diesen 
zu ersetzen. Er wird von der Verantwortung befreit, wenn 
er beweist, daß er zur Abwendung des Schadens alles getan 
hat, was zu erwarten war“ (nichtautoris'ierte Rohübersetzung).

Die tschechoslowakische Regelung geht (ähnlich § 823 BGB) 
vom umgekehrten Prinzip aus.

Nach der gegenwärtig vorherrschenden, wenn auch 
noch zu präzisierenden Meinung, von der auch die wei­
tere Gesetzgebungsarbeit ausgeht, regelt das Zivilrecht 
hauptsächlich die persönlichen Beziehungen der Werk­
tätigen außerhalb der Produktion, neben den persön­
lichen Beziehungen der Menschen in diesem gesellschaft­
lichen Bereich zueinander, also vor allem die vielgestal­
tigen Verhältnisse, die unmittelbar mit der Befriedigung 
ihrer materiellen und kulturellen Bedürfnisse Zu­
sammenhängen. Hierher gehören die Beziehungen der 
Werktätigen zu den Einrichtungen des staatlichen, ge­
nossenschaftlichen und privaten Eigentums, deren Auf­
gabe unmittelbar in der Befriedigung dieser Bedürf­
nisse besteht (Handel, Dienstleistungsbetriebe, Ver­
kehrsbetriebe, kulturelle und Erholungseinrichtungen 
und andere Versorgungsinstitutionen). Es ist offensicht­
lich, daß die Bürger unseres sozialistischen Staates hier 
nicht nur als voneinander isolierte Träger persönlichen 
Eigentums, sondern in steigendem Maße als Herren des 
Landes und Eigentümer dieser Einrichtungen auftreten 
und in dieser Eigenschaft bewußt auf die Arbeit dieser 
Institutionen Einfluß nehmen. Ihre individuellen Be­
ziehungen der Inanspruchnahme dieser Institutionen er­
geben sich aus ihrer Eigentümerstellung. Das ZGB muß 
aktiv dazu beitragen, den Werktätigen diese neue 
Stellung auch außerhalb ihrer eigentlichen Produktions­
tätigkeit bewußt zu machen. Es ist deshalb in erster 
Linie ein Gesetzbuch des gesellschaftlichen Eigentums. 
Hieraus folgt für die Bestimmung des Kreises der vom 
ZGB zu schützenden Objekte, daß es keinesfalls richtig 
ist, den besprochenen Abschnitt auf den Schutz der 
Person und des Vermögens der Bürger zu beschränken, 
wie sich dies aus der Konzeption von Such ergibt. Es 
handelt sich hier in gleichem Maße um den Schutz 
gesellschaftlichen und privaten Eigentums, speziell um 
den Schutz derjenigen Einrichtungen, die den Werk­
tätigen zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse und zur 
Gestaltung eines kulturvollen gemeinschaftlichen 
Lebens zur Verfügung stehen.

In bezug auf den Kreis der zu schützenden Objekte 
taucht eine weitere Frage auf. Das geltende Recht

1 Such, Über die Konzeption eines neuen Zivilgesetzbuchs 
der Deutschen Demokratischen Republik, Staat und Recht 1958 
S. 1096; Kleine zum gleichen Thema, Staat und Recht 1959 
S. 232; Enderlein, Wir brauchen ein Zivilgesetzbuch neuer Art, 
Staat und Recht 1959 S. 598.

Die Konzeption des neuen ZGB war darüber hinaus Gegen­
stand einer Reihe von Gesetzgebungsdiskussionen und Dis­
kussionen in der Abteilung Zivilrecht der Deutschen Akade­
mie für Staats- und Rechtswissenschaft „Walter Ulbricht“ 
(so z. B. auf der Sektionstagung am 21. Juli 1959 in Berlin).

2 Such, a. a. O. S. 1114.
3 Such, a. a. O. S. 1097;
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